
Moderne Breitbandnetze sind Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe, für 
wirtschaftliches Wachstum und nicht zuletzt für die Wettbewerbsfähigkeit eines 
jeden Landes. Die Bauindustrie befürwortet das geplante Ziel der Bundes­

regierung eines möglichst flächendeckenden Ausbaus von Hochleistungsnetzen. 
Allerdings muss auch beim Breitbandausbau die Sicherheit der Ver- und Entsorgung der 
Bevölkerung oberste Priorität haben. Das ist aber leider nach wie vor nicht der Fall – zu 
diesem Schluss gelangt die Bundesfachabteilung Leitungsbau im Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie e. V. in ihrer kritischen Bestandsaufnahme der tatsächlichen 
Möglichkeiten zur Kostenreduzierung. Ihre dringende Empfehlung: Der Breitbandausbau 
und der Anwendungsbereich der „Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Mai 2014 über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von 
Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation“ (sog. EU-Kosten­
reduzierungsRL Breitband) sollte in Deutschland auf bestehende physische Infrastrukturen 
beschränkt werden, die sich für die Aufnahme von Komponenten elektronischer Kom­
munikationsnetze zweifelsfrei eignen, um diese Sicherheit aufrechtzuerhalten.

Umsetzung der EU-KostenreduzierungsRL Breitband

Für Einzelfälle gibt es keine Pauschale

Die Bauindustrie begrüßt, dass 
bei der geplanten Umsetzung 
der EU-KostenreduzierungsRL 
Breitband in deutsches Recht 
die kritische Infrastruktur Trink
wasser analog zur Richtlinie 
ausgenommen wird. Aller
dings werden in diesen Tagen 
zunehmend Forderungen laut, 
die weit über die Vorgaben in 
EU-Richtlinie und Telekom
munikationsgesetz hinausge-
hen. Man scheint davon auszu-
gehen, dass sich prinzipiell 
sämtliche Bereiche der beste-
henden Infrastruktur für den 
Breitbandausbau eignen. In 
den Augen der Deutschen 
Bauindustrie ist das ein Irrweg. 
Die Annahme, bestehende 
Strom-, Gas-, Fernwärme- und 
Abwassernetze sowie die Ver
kehrsnetze (Schiene, Straße, 
Häfen und Flughäfen) böten 
grundsätzlich ein hohes Poten
zial für einen kosten- und res-
sourcenschonenden Breit
bandausbau im Festnetz, sei 
schlicht falsch – genauso wie 
die in diesem Zusammenhang 
immer wieder in den Raum 
gestellten Zahlen mit Blick auf 
die Tiefbaukosten. Diese 
Kosten, die gemeinhin mit bis 
zu 80 % der gesamten Aus
baukosten veranschlagt wer-
den, ließen sich durch die 
Nutzung bestehender Infra
strukturen erheblich reduzie-
ren, heißt es. Aber lassen sich 
die erforderlichen Maßnah
men tatsächlich so leicht über 
einen Kamm scheren?

Differenzierte Betrachtung 
für belastbare Zahlen
Die Deutsche Bauindustrie 
stellt dazu fest, dass eine gene-
relle Betrachtung des Ein
sparpotenzials auf den laufen-
den Meter Tiefbauarbeiten 
bzw. Glasfaserleitung irrefüh-
rend und nicht realistisch ist. 
Eine seriöse Kostenbetrach
tung, in der alle beim Einsatz 
der neuen Technologien ent-
stehenden Kosten gegenge-
rechnet werden, ergibt ein 
sehr viel nüchterneres Ergeb
nis: Theoretisch sind gerade 
einmal 15 – 20 % Ersparnis bei 
den Tiefbauarbeiten für den 

Glasfaserausbau drin – und das 
auch nur in Einzelfällen. In der 
Baupraxis spielen viele unter-
schiedliche Einflüsse eine ent-
scheidende Rolle, die große 
Kostenunterschiede verursa-
chen. Dazu zählt der Umfang 
der Maßnahme (einzelne Haus
anschlüsse oder Versorgungs
leitung?) ebenso wie der Ort 
des Ausbaus (innerstädtisch 
oder außerorts?). Darüber hin-
aus zu berücksichtigen ist die 
Zusammensetzung verschie-
dener Bodenarten (ist der 
Untergrund felsig oder eher 
sandig?) sowie das für die 
Verfüllung des Leitungsgra
bens erforderliche Material 
(kann Aushub verwendet oder 
muss Austauschmaterial ein-
gesetzt werden?). Darüber hin-
aus ist die Beschaffenheit der 
wiederherzustellenden Ober
flächen (Feldweg, Landstraße 
oder mehrspurige innerörtli-
che Fahrbahn?) in die Betrach
tung einzubeziehen. 

Für den Breitbandausbau 
gibt es keine Flatrate
Diese Ausführungen machen 
deutlich, dass es keine günsti-
ge Einheitslösung für den 
Breitbandausbau geben kann. 
Der kostengünstigste Breit
bandausbau muss in einzelnen 
Regionen und Kommunen 
sorgfältig geprüft und geplant 
werden. In der EU bestehen 
große Unterschiede im Bau 
und in der Entwicklung der 
Infrastrukturen. Zum Beispiel 
werden überall in Deutschland 
Strommasten im Niederspan
nungsbereich zurückgebaut. 
Es ist daher hierzulande nicht 
sinnvoll, Breitband flächende-
ckend über Mastenlösungen 
auszubauen. In Osteuropa hin-
gegen ist die Strommasten
lösung an der Tagesordnung – 
in vielen Regionen gibt es 
schlicht und ergreifend  keine 
Alternative. 

Trenching – eine 
Milchmädchenrechnung?
Ebenfalls skeptisch steht die 
Bauindustrie dem kurzfristigen 
Einsatz von kostenreduzieren-
den Glasfaserverlegetechniken 

wie z. B. Micro-Trenching ge-
genüber, den eine schnelle 
Bereitstellung entsprechender 
Nutzungshinweise ermögli-
chen soll. Das Verfahren 
Micro-/Mini-Trenching ent-
spricht nicht den nationalen 
Vorstellungen von Qualität 
und Nachhaltigkeit. Zwar ist 
das Trenching im Telekom
munikationsgesetz (TKG) 
erwähnt, und es gibt einen 
Hinweis von der Forschungs
gesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV) zum 
Trenching. Es wird allerdings 
ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass keine langfristigen 
Erfahrungen mit dem Ver
fahren vorliegen und die 
Risiken für die Verkehrsflächen 
bei der Wiederherstellung und 
Instandhaltung hoch sind. 
Einer Untersuchung der Fach
hochschule Biberach zufolge 
liegt die Schadensquote bei ca. 
50 %. Die Kommunen laufen 
bei Einsatz des Verfahrens 
Gefahr, Schäden zuzulassen, 
deren Beseitigung deutlich 
mehr Geld kosten kann, als sich 
durch Anwendung des Ver
fahrens einsparen lässt. Für die 
Verantwortlichen in den Kom
munen heißt das: Sie sollten 
sich beim Einsatz des Ver
fahrens auf keinen Fall darauf 
einlassen, auf die Anwendung 
anerkannter Normen und 
Regelwerke zu verzichten.   

Glasfaserleitungen in Gas- bzw. 
Wasserleitungen sind ebenfalls 
neue Verfahren, die sich noch 
im Erprobungsstadium befin-
den. Diese Verfahren haben 
keine Zulassung bzw. sind 
nicht genormt. Ergänzend 
hierzu gibt es eine Stellung
nahme des Deutschen Vereins 
des Gas- und Wasserfaches 
e. V. (DVGW), in der sicherheits-
technische Bedenken gegen 
die Systeme geäußert werden. 
So können in einem Havariefall 
die Gasleitungen nicht abge-
sperrt werden, und bei den 
Wasserleitungen gibt es 
Schwierigkeiten mit der 
Hygiene. Hinzu kommt, dass 
diese Verfahren nicht billiger 
sind als ein konventionelles 

Verlegen der Glasfaserlei
tungen. Es handelt sich hierbei 
bestenfalls um Sonderlö
sungen bzw. Nischenprodukte 
für den Breitbandausbau. 

Zur Umsetzung der EU-Kosten
reduzierungsRL Breitband sol-
len außerdem Telekommuni
kationsnetzbetreiber für ihre 
Ausbauplanung von den 
Betreibern anderer Netz
infrastrukturen Mindestinfor
mationen über bestehende 
Infrastrukturen (u. a. Standort, 
Leitungswege, Typ, gegenwär-
tige Nutzung, Ansprechpart
ner) und über geplante Bau
arbeiten erhalten. Liegen die 
Informationen nicht vor, soll 
die Möglichkeit zu einer Unter
suchung vor Ort geschaffen 
werden. Auch die Informa
tionen, die bei staatlichen 
Stellen zu bestehenden Netz
infrastrukturen vorliegen, sol-
len den ausbauwilligen Tele
ko mmunik at io nsn et z b e
treibern zukünftig zeitnah und 
mit geringen bürokratischen 
Hürden zur Verfügung gestellt 
werden.

Auskunft nach hollän­
dischem Vorbild
Die Bauindustrie hält es dabei 
für sinnvoll, die geforderte zen-
trale Anlaufstelle für Breitband
auskunft als zentrale Aus
kunftsstelle für sämtliche Lei
tungen einzurichten, wie es 
z. B. die holländischen Nach
barn praktizieren. Damit wür-
den alle Projektbeteiligten ent-
lastet werden, die bei verein-
zelten Projekten Auskünfte bei 
10 – 15 Netzbetreibern bzw. 
Versorgern einholen müssen. 
Im Gegenzug können die 
bestehenden Auskunftsstellen 
abgebaut werden, um so wei-
tere Kostensynergien zu 
heben, bürokratische Hürden 
zu vermeiden und den Prozess 
deutlich zu beschleunigen. 
 
Die zur Umsetzung der Richt
linie in der Praxis vorgeschla-
genen Auflagen zur Koordi

nierung von Planungs- und 
Bauarbeiten sollen es ausbau-
willigen Telekommunikations
netzbetreibern ermöglichen, 
sich an der Verlegung hoch-
leistungsfähiger Breitband
netze zu beteiligen – insbeson-
dere, wenn Bauarbeiten kom-
plett oder teilweise mit öffent-
lichen Mitteln finanziert wer-
den. Kurze Fristen erschweren 
jedoch die praktische Um-
setzung. Zudem stellt sich 
grundsätzlich die Frage, wer 
was vorgibt und auf Basis wel-
cher Randbedingungen dies 
geschieht. Die Verlegung einer 
zusätzlichen Glasfaserleitung 
verursacht automatisch zusätz
lichen Koordinierungsauf
wand für die Bauleitung: Ins
gesamt verlängert sich die 
Baumaßnahme. Dies verur-
sacht Kosten, welche die  
Telekommunikationsbranche 
übernehmen muss; eine Rege
lung zur Übernahme der 
Kosten der Bauunternehmen 
für diesen Aufwand ist nicht 
getroffen. 

Nachhaltigkeit erfordert 
Weitblick
Im politischen Raum sind ver-
schiedentlich Vorschläge ge- 
äußert worden, wie sich der 
flächendeckende Ausbau der 
Breitbandinfrastruktur mit 
zukunftsweisenden, nachhalti-
gen Technologien (NGA-
Netze) fördern lässt. Unter 
anderem wird die Vergabe von 
zinsgünstigen Finanzierungs
krediten und Bürgschaften 
erwogen. Basis der Förde
rungsvorschläge ist eine 
Momentaufnahme der Investi
tionskosten und nicht etwa 
eine ganzheitliche Rechnung 
über die Lebensdauer bzw. die 
Betriebskosten oder Folge
schäden. In den Augen der 
Bauindustrie sollten jedoch 
nur nachhaltige Verfahren 
gefördert werden. Wie oben 
beschrieben, bergen manche 
Verfahren Risiken, die im 
Betrieb oder bei einem nach-
träglichen Eingriff in die 

Oberfläche unkalkulierbare 
Mehrkosten verursachen. 
Diese wiederum werden zu 
Lasten der kommunalen Haus
halte gehen. Insbesondere die 
umstrittenen sogenannten 
untiefen Verlegeverfahren sind 
mit Blick auf eine nachhaltige 
Infrastrukturbewirtschaftung 
kritisch zu betrachten. Aus die-
sem Grund kann nur eine Erd
verlegung von Breitbandka
beln unter Einsatz von Ver
fahren mit Verlegetiefen von 
über 50 cm nachhaltig sein. 

Abschließend lässt sich festhal-
ten: Die Umsetzung der 
EU-KostenreduzierungsRL 
Breitband erfordert grundsätz-
lich zweierlei. Zum einen die 
Erkenntnis, dass es keinen 
Königsweg gibt: Die nationa-
len Bedingungen sind ebenso 
unterschiedlich, wie es die 
Einflussfaktoren vor Ort sind, 
die es bei der Kalkulierung 
einer konkreten Baumaß
nahme unbedingt zu beach-
ten gilt. Zum anderen ist 
grundsätzlich die Bereitschaft 
gefragt, über den Tag und 
auch über die nächste Legisla
turperiode hinaus zu denken. 
Der übereilte Entscheid der 
kommunal Verantwortlichen 
zugunsten vermeintlich güns-
tiger, aber nicht oder nur wenig 
erprobter Verfahren verursacht 
schlimmstenfalls Folgekosten, 
die das kurzfristige Einspar
potenzial erheblich überstei-
gen können. 

Laut einer Studie resultiert die Verlegung von Glasfaser mit nicht erprobten Verfahren in einer Schadens­
quote von 50 %. (Foto: SStiling/shutterstock.com)

Auch der Deutschlandfunk griff 
das Thema auf. Die Stellungnah­
me des BDEW im Deutschland­
funk vom 14. Januar beleuchtet 
vor allem die Verlegung von 
Glasfaserkabel in Medienleitun­
gen Dritter:


